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FACHRUNDSCHREIBEN
Nr.: 26/2009

vom:
02.12.2009

Verfassungsmäßigkeit des Solidaritätszuschlags?

Beschluss des Niedersächsischen Finanzgerichts vom 25.11. 2009

Sehr geehrte Damen und Herren,
wie aus unserer Pressemitteilung 40/2009 bereits ersichtlich, hat das Niedersächsische Finanzgericht mit Beschluss vom 25.11.2009 – 7 K 143 / 08 die Auffassung vertreten, der Solidaritätszuschlag sei ab dem Jahr 2007 nicht mehr verfassungsmäßig. Er habe als Ergänzungsabgabe spätestens seit 2007 seine verfassungsrechtliche Berechtigung verloren. Eine Ergänzungsabgabe dürfe nur der Deckung vorübergehender Bedarfsspitzen dienen. Das FG legte die Rechtsfrage dem Bundesverfassungsgericht (BVerfG) zur Entscheidung vor. 

Im Fachrundschreiben Nr. 05/2009 hatten wir Sie über das Finanzgerichtsverfahren informiert.

Angesichts der Lage der öffentlichen Haushalte halten wir es jedoch für so gut wie ausgeschlossen, dass das BVerfG die Festsetzung des Solidaritätszuschlags für verfassungswidrig erachtet und das Gesetz auch rückwirkend nicht mehr für anwendbar erklärt.

Gleichwohl empfehlen wir, gegen noch nicht bestandskräftige Bescheide über Solidaritätszuschlag Einspruch einzulegen. Ebenso sollte gegen die künftig bekannt gegebenen Bescheide Einspruch eingelegt werden (siehe Mustertext als Anlage).

Nach Informationen aus dem Bayerischen Landesamt für Steuern beraten die AO-Referenten des Bundes und der Länder in der Sitzung vom 8. – 10. Dezember 2009 über die Frage der Vorläufigkeit nach § 165 Abs. 1 AO für die Bescheide zum Solidaritätszuschlag.

Praxishinweise:

1.
Aus verfahrensrechtlicher Sicht ist zu beachten, dass der Bescheid über die Festsetzung des Solidaritätszuschlags ein eigenständiger Verwaltungsakt ist und daher ausdrücklich im Einspruchsschreiben benannt werden muss. Ein Einspruch gegen den ESt-Bescheid ist nicht gleichzeitig auch ein Einspruch gegen den Solidaritätszuschlag-Bescheid.

2
Als Mustereinspruch übersenden wir den in der Anlage beigefügten Text.

3.
Die bayerischen Finanzämter haben in den letzten Tagen rund 200.000 geänderte ESt-Bescheide (Teilabhilfe-Bescheide) erlassen, in denen den Bescheiden in den Masseneinspruchsverfahren Vorläufigkeitsvermerke beigefügt wurden.


Die AO-Referenten des Bundes und der Länder werden in der o. g. Sitzung auch darüber entscheiden, ob bei den in den letzten Tagen in Bayern bekannt gegebenen Änderungsbescheiden jeweils dem Bescheid über Solidaritätszuschlag ein Vorläufigkeitsvermerk beigefügt werden kann.


Wegen des Solidaritätszuschlags braucht daher vorerst gegen diese Änderungsbescheide - im Falle der Zulässigkeit - kein Einspruch eingelegt werden. Sollte nach dem Ergebnis der Referentenbesprechung Handlungsbedarf bestehen, werden wir Ihnen dies mitteilen. 
Mit freundlichen Grüßen
Erich Nöll
Geschäftsführer
Bundesverband der Lohnsteuerhilfevereine e.V.









